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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Sechstes Rentenversicherungs-Änderungsgesetz — 
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A. Problem 

Die Übergangsvorschriften für die Anerkennung von Kinder- 
erziehungszeiten vor dem 1. Januar 1986 in der gesetzlichen 
Rentenversicherung enthalten eine Regelung, durch die si- 
chergestellt werden soll, daß sich diese Zeiten nicht nachteilig 
auf die Rente eines Berechtigten auswirken können, was in 
Ausnahmefäilen möglich ist. Im Zusammenhang mit der 
Durchführung dieser Vorschrift hat sich herausgestellt, daß 
nicht alle in Betracht kommenden Fälle erfaßt werden. 

B. Lösung 

Es wird klargestellt, daß die Regelung, nach der Kinder- 
erziehungszeiten vor dem 1. Januar 1986 nur dann angerechnet 
werden, wenn dies insgesamt für den Berechtigten günstiger 
ist, in allen Fällen gilt. Darüber hinaus wird sichergestellt, daß 
sich Zeiten der Kindererziehung nach dem 31. Dezember 1985 
nicht nachteilig auf die Bewertung einer Zurechnungszeit aus- 
wirken können. 

Mehrheitsbeschluß 

mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, 
der SPD und FDP bei Enthaltung eines Mitgliedes der Frak- 
tion DIE GRÜNEN. 
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C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD hat beantragt, daß diejenigen Frauen, 
die bereits Rente beziehen und vor dem 1. Januar 1986 das 
65. Lebensjahr vollendet haben und die nach dem Hinterblie- 
benenrenten- und Erziehungszeitengesetz keinen Anspruch 
auf Anerken n u ng von Kindererziehvmgszeiten haben, rückwir- 
kend zum 1. Januar 1986 für jedes Kind einen pauschalen Zu- 
schlag zu ihrer Rente erhalten sollen. Die Höhe des Zuschlags 
entspricht der Bewertung der Kindererziehungszeiten nach 
dem Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszeitengesetz. 

D. Kosten 

Die Maßnahmen dieses Gesetzentwurfs verursachen für die 
gesetzliche Rentenversicherung keine nennenswerten Mehr- 
aufwendungen. Bund, Länder und Gemeinden werden nicht 
belastet. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Sechstes Rentenversicherungs-Änderungsgesetz — 
6. RVÄndG) — Drucksache 10/5053 unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 12. März 1986 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Glombig Günther 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Günther 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 199. Sitzung 
am 5. Februar 1986 den von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der gesetz- 
lichen Rentenversicherung (Sechstes Rentenversi- 
cherungs-Änderungsgesetz — 6. RVÄndG) — Druck- 
sache 10/5053 — federführend dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung und zur Mitberatung dem 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit sowie 
dem Haushaltsausschuß überwiesen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
und der Haushaltsausschuß haben den Gesetzent- 
wurf am 26. Februar 1986 beraten. Beide Ausschüsse 
empfehlen — der Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit mit Mehrheit bei einigen Stimmenthal- 
tungen, der Haushaltsausschuß einstimmig — , dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Gesetzentwurf in seiner 94. Sitzung am 12. März 
1986 beraten und dem Gesetzentwurf in der Schluß- 
abstimmung bei Stimmenthaltung eines Mitglieds 
der Fraktion DIE GRÜNEN zugestimmt. 

II. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP haben dem Gesetzentwurf mit der Begründung 
zugestimmt, daß die Kindererziehungszeiten vor 
dem 1. Januar 1986 Versicherungszeiten eigener Art 
seien und die Übergangsregelung im Hinterbliebe- 
nenrenten- und Erziehungszeitengesetz so gefaßt 
werden solle, daß sich die Anrechnung von Kinder- 
erziehungszeiten vor dem 1. Januar 1986 in keinem 
Fall nachteilig auf die Rente eines Berechtigten aus- 
wirkt. Im Ergebnis haben sich dem auch die Mitglie- 
der der SPD-Fraktion angeschlossen. Sie wiesen al- 
lerdings darauf hin, daß es im Rentenrecht eine 
Reihe von Fallgruppen gebe, in denen es durch die 
Berücksichtigung einer zusätzlichen Versicherungs- 
zeit zu Rentenminderungen kommen könne. Es solle 
daher überlegt werden, ob nicht im Zusammenhang 
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf eine Regelung 
auch für diese anderen Fälle erfolgen könne, so daß 
künftig grundsätzlich ausgeschlossen werde, daß die 
Berücksichtigung einer zusätzlichen Versicherungs- 
zeit sich nachteilig axif die Höhe einer Rente auswir- 
ken könne. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP erklärten, daß es in der Tat unbefriedigend sei, 
daß die Berücksichtigung von weiteren Versiche- 
rungszeiten unter besonderen Voraussetzungen zu 
einer Rentenminderung führen könne. Sie trugen 
jedoch vor, daß diese Problematik nicht durch den 
vorliegenden Gesetzentwurf, sondern erst im Rah- 
men der weiteren Strukturreform der gesetzlichen 
Rentenversicherung gelöst werden könne, und zwar 


im Zusammenhang mit der dann vorgesehenen Neu- 
regelung der Anrechung und Bewertung beitragslo- 
ser Zeiten. Für die Kindererziehungszeiten sei je- 
doch jetzt eine Regelung erforderlich, weil diese Ver- 
sicherungszeiten mit dem Inkrafttreten des Hin- 
terbliebenen- und Erziehungszeiten-Gesetzes am 
1. Januar 1986 entstanden seien und sich dadurch 
nachträglich — wenn auch nur in Ausnahmefällen 
— bereits bestehende Rentenanwartschaften nach- 
teilig verändern könnten. Das Eintreten solcher 
Auswirkungen gelte.es zu vermeiden. 

Die Fraktion der SPD hat den Antrag gestellt, den 
Gesetzentwurf dahin gehend zu ergänzen, daß Müt- 
tern, die bereits vor dem 1. Januar 1986 eine Versi- 
cherten- oder Witwenrente der gesetzlichen Renten- 
versicherung bezogen haben, für jedes Kind ein Kin- 
dererziehungszuschlag zur Rente gezahlt wird. Die 
Höhe des Zuschlags soll der Bewertung des Bei- 
tragsjahres wegen Kindererziehung entsprechen. 
Der im geltenden Recht enthaltene Ausschluß der 
über 65jährigen Mütter von der Begünstigung durch 
die Anerkennung von Kindererziehungszeiten stelle 
eine nicht zu rechtfertigende soziale Ungerechtig- 
keit dar, die beseitigt werden müsse. Die Kosten, die 
durch eine solche Zuschlagsregelung verursacht 
würden, bezifferte die Fraktion der SPD auf zu- 
nächst jährlich rd. 4 Mrd. DM. Im Laufe der Zeit 
würden diese Mehrkosten allmählich abnehmen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP lehnten die 
von der SPD-Fraktion vorgeschlagene Zahlung ei- 
nes Zuschlags zur Rente für ältere Frauen ab. Sie 
machten geltend, daß die erforderlichen Mehrauf- 
wendungen der gesetzlichen Rentenversicherung in 
Milliardenhöhe nicht finanzierbar seien. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD erklärten, daß 
sie finanzielle Gründe für den Ausschluß der über 
65jährigen nicht akzeptieren könnten. Sie wiesen 
darauf hin, daß die Bundesregierung in anderen Be- 
reichen immer wieder Mittel in beträchtlichem Um- 
fang zur Verfügung gestellt habe und dies offenbar 
auch künftig beabsichtige, so z. B. für die Frühpen- 
sionierung von Offizieren und für Subventionen im 
Bereich der Landwirtschaft. Im übrigen könne, 
wenn die Einbeziehung aller über 65jährigen nicht 
finanzierbar sei, wenigstens ein Teil der über 65jäh- 
rigen begünstigt werden, z. B. zunächst den älteren 
Müttern Kindererziehungszeiten anerkannt wer- 
den. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP wiesen daraxif hin, daß bereits bei den Beratun- 
gen des Hinterbliebenenrenten- und Erziehungszei- 
ten-Gesetzes alle Möglichkeiten intensiv geprüft 
worden seien, zumindest einen Teil der über 65jähri- 
gen Mütter durch die Anerkennung von Kinderer- 
ziehungszeiten zu begünstigen. Für solche Teillö- 
sungen hätten sich jedoch keine sozialpolitisch über- 
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zeugenden und verfassungsrechtlich tragfähigen 
Abgrenzungskriterien finden lassen. 

Der Antrag der Fraktion der SPD wurde mehrheit- 
lich mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktion der SPD und eines Mitglieds 
der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 


Bonn, den 18. März 1986 


Günther 

Berichterstatter 
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